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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 121 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
vom 8. Juli 1964 über Leistungen 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Das Übereinkommen 121 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion (IAO) soll einen ausreichenden Schutz gegen Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten gewährleisten. Dieser Schutz ist in vie- 
len Mitgliedstaaten der IAO noch nicht gegeben. Das Überein- 
kommen will diesem Mangel abhelfen. 


B. Lösung 

9 

Mit dem Übereinkommen werden ratifizierende Staaten ver- 
pflichtet, ihre Unfallversicherung auf den im Übereinkommen 
festgesetzten Stand zu bringen. Es überläßt dabei den ratifizie- 
renden Staaten die Systeme und Methoden für die Leistungs- 
gewährung frei zu wählen, sofern die Leistungen insgesamt in 
Höhe und Umfang den im Übereinkommen vorgeschriebenen 
Anforderungen genügen. 

Die Ratifizierung des Übereinkommens erscheint sozialpolitisch 
gewährleistet. Dies um so mehr, weil das System der Unfallver- 
sicherung der Bundesrepublik Deutschland die Anforderungen 
des Übereinkommens in vollem Umfang erfüllt. 

Um die Annahme von Abänderungen der Liste der Berufskrank- 
heiten des Übereinkommens zu erleichtern, soll die Bundes- 
regierung im Vertragsgesetz ermächtigt werden, solche Ab- 
änderungen anzunehmen, sofern sie dem innerstaatlichen Recht 
(§ 551 Abs. 1 Satz 2 RVO) entsprechen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 121 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 8. Juli 1964 über Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

— Drucksache VI/2097 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Berlin) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 115. Sitzung des 
Bundestages vom 28. April 1971 dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung überwiesen, der die Vor- 
lage am 6. Mai 1971 beraten hat. 

Das bereits im Jahre 1964 von der Internationalen 
Arbeitskonferenz beschlossene Übereinkommen soll 
für einen wichtigen Zweig der Sozialen Sicherheit 
einen zeitgemäßen Rahmen schaffen. Es ändert meh- 
rere aus der Vorkriegszeit stammende und zum Teil 
noch vom Deutschen Reich ratifizierte Übereinkom- 
men des gleichen Sachgebietes ab oder läßt sie, im 
Falle des von der Bundesrepublik im Jahre 1955 
ratifizierten Übereinkommens Nr. 42 über die Ent- 
schädigung bei Berufskrankheiten von 1934, sogar 
ganz außer Kraft treten (vgl. Artikel 28 Abs. 2 des 
Übereinkommens) . 

In seinem materiellen Inhalt entspricht das neue 
Übereinkommen weitgehend den entsprechenden 
Bestimmungen des VI. Abschnittes des Übereinkom- 
mens Nr. 102 über die Mindestnormen der Sozialen 
Sicherheit, das von der Bundesrepublik als erstem 
Mitgliedstaat der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion in seiner Gesamtheit angenommen worden war. 
Es deckt, ebenso wie dieses, jeden Krankheits- 
zustand, die sich daraus ergebende Arbeitsunfähig- 
keit mit der Folge eines Verdienstausfalls sowie 
teilweise oder gänzliche Arbeitsunfähigkeit und die 
Versorgung der Hinterbliebenen (vgl. Artikel 6 des 
Übereinkommens). Die weiteren Artikel über ärzt- 


liche Betreuung, Gewährung von Barleistungen und 
Fortfall von Karenzzeiten entsprechen fast wörtlich 
den entsprechenden Vorschriften des Übereinkom- 
mens Nr. 102, doch liegen die Mindestsätze der Lei- 
stungen höher (vgl. Tabelle II). Die Bestimmungen 
über die Art und Weise, in der die Barleistungen 
gezahlt werden müssen, machen jedoch eine Ände- 
rung des geltenden deutschen Rechts nötig. Hiernach 
kann nämlich ein Verletzter, der seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Ausland hat, auch gegen seinen 
Willen abgefunden werden. Da dies nach Artikel 15 
Abs. 1 des Übereinkommens nicht zulässig ist, muß 
§616 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung ent- 
sprechend geändert werden (vgl. Artikel 2 des Ge- 
setzentwurfs). Die übrigen Vorschriften über das 
Ruhen des Leistungsanspruchs, die Rechtsmittel und 
die Verwaltungsorganisation entsprechen denen des 
Übereinkommens Nr. 102, die deutscherseits erfüllt 
werden, die Bestimmungen über Unfallverhütung, 
Arbeitsvermittlung für Behinderte und Gleichbe- 
handlung der Ausländer sind ebenfalls innerstaatlich 
ab gedeckt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Einfügung 
eines neuen Absatzes im Artikel 4 des Gesetzent- 
wurfs bezieht sich auf eine nach Artikel 31 des 
Übereinkommens mögliche nachträgliche Änderung 
der Liste der Berufskrankheiten, die als Tabelle I 
einen Bestandteil des Übereinkommens bildet. Die 
Bundesregierung will dem Wunsch des Bundesrates 
durch Einfügung eines neuen Artikels 1 a in den Ge- 
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setzentwurf nachkommen. Nach der von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen und vom Ausschuß ge- 
billigten Fassung des Artikels 1 a kann die Bundes- 
regierung evtl. Änderungen der Berufskrankheiten- 
liste für die Bundesrepublik erst dann als für sie 
verbindlich annehmen, wenn zuvor die maßgeben- 
den Vorschriften der Reichs Versicherungsordnung 


entsprechend geändert worden sind. Hierdurch soll 
klargestellt werden, daß der deutsche Gesetzgeber 
niemals vor der Notwendigkeit stehen soll, das 
deutsche Recht nachträglich ändern zu müssen, weil 
die Bundesregierung eine entsprechende Verpflich- 
tung gegenüber der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation eingegangen ist. 


Bonn, den 14. Mai 1971 


Müller (Berlin) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

.den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2097 — mit der 
Maßgabe, daß hinter Artikel 1 folgender Artikel 1 a 
eingefügt wird: 

„Artikel 1 a 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Ab- 
änderungen der Tabelle I — Liste der Berufs- 
krankheiten — zu dem Übereinkommen nach 


dessen Artikel 31 anzunehmen, sofern diese 
dem innerstaatlichen Recht (§ 551 Abs. 1 Satz 2 
Reichsversicherungsordnung) entsprechen. Diese 
Änderungen sowie der Tag ihres Inkrafttretens 
für die Bundesrepublik Deutschland sind im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. ", ■ 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 6. Mai 1971 


Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Müller (Berlin) 

Berichterstatter 



